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G e s e t z
zur Änderung der Niedersächsischen Verfassung

und zur Einführung eines Niedersächsischen Gesetzes
zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung

der Folgen des Klimawandels

Vom 10. Dezember 2020

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Niedersächsischen Verfassung

Im Ersten Abschnitt der Niedersächsischen Verfassung vom
19. Mai 1993 (Nds. GVBl. S. 107), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 23. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 288),
wird nach Artikel 6 b der folgende Artikel 6 c eingefügt:

„Artikel 6 c

Klima

In Verantwortung auch für die künftigen Generationen
schützt das Land das Klima und mindert die Folgen des Kli-
mawandels.“ 

Artikel 2

Niedersächsisches Gesetz zur Förderung 
des Klimaschutzes und zur Minderung der 

Folgen des Klimawandels 
(Niedersächsisches Klimagesetz — NKlimaG)

§ 1

Zweck des Gesetzes
1Zweck dieses Gesetzes ist es, in Niedersachsen die Erbrin-

gung eines angemessenen und wirksamen Beitrages zur Errei-
chung der internationalen, europäischen und nationalen Klima-
schutzziele zu gewährleisten sowie Regelungen für angemes-
sene Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel zu
schaffen, um dessen Folgen zu mindern. 2Die Leistungsfähig-
keit und die industriepolitischen Chancen der niedersächsi-
schen Wirtschaft, die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Niedersachsen, die Versorgungsicherheit und die
Sozialverträglichkeit werden berücksichtigt. 

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Treibhausgasemissionen im Sinne dieses Gesetzes sind
anthropogene Freisetzungen von Kohlendioxid (CO2), Methan
(CH4), Distickstoffmonoxid (N2O), Schwefelhexafluorid (SF6),
Stickstofftrifluorid (NF3) sowie teilfluorierten Kohlenwasser-
stoffen (HFKW) und perfluorierten Kohlenwasserstoffen (PFKW)
in Tonnen Kohlendioxidäquivalent, wobei eine Tonne Koh-
lendioxidäquivalent eine Tonne Kohlendioxid oder die Menge
eines anderen Treibhausgases ist, die in ihrem Potenzial zur
Erwärmung der Atmosphäre einer Tonne Kohlendioxid ent-
spricht. 

(2) Gesamtemissionen im Sinne dieses Gesetzes sind die jähr-
lichen Treibhausgasemissionen in Niedersachsen.

(3) Landesverwaltung im Sinne dieses Gesetzes ist die Lan-
desregierung und die ihr unmittelbar nachgeordneten Landes-
behörden.

(4) Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Fahrzeuge mit sauberen Antrieben Fahrzeuge, die die für
ihre Fahrzeugklasse geltenden Anforderungen des Artikels 4
Nr. 4 der Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. April 2009 über die Förde-
rung sauberer Straßenfahrzeuge zur Unterstützung einer
emissionsarmen Mobilität (ABl. EU Nr. L 120 S. 5, Nr. L 173
S. 15; 2011 Nr. L 37 S. 30), geändert durch die Richtlinie

(EU) 2019/1161 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 20. Juni 2019 (ABl. EU Nr. L 188 S. 116), erfüllen,

2. Fahrzeuge mit emissionsfreien Antrieben Straßen- und
Schienenfahrzeuge, die die Anforderungen an die Emission
von Kohlendioxid gemäß Artikel 4 Nr. 5 der Richtlinie
2009/33/EG erfüllen,

3. Fahrzeuge mit emissionsarmen Antrieben Fahrzeuge, die
den Anforderungen des Artikels 3 Abs. 1 Buchst. m der
Verordnung (EU) 2019/631 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 17. April 2019 zur Festsetzung von CO2-
Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und für
neue leichte Nutzfahrzeuge und zur Aufhebung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 443/2009 und (EU) Nr. 510/2011 (ABl.
EU Nr. L 111 S. 13, Nr. L 163 S. 113), zuletzt geändert
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/1590 der Kom-
mission vom 19. August 2020 (ABl. EU Nr. L 360 S. 8), für
emissionsarme Fahrzeuge entsprechen.

§ 3

Niedersächsische Klimaschutzziele

Niedersächsische Klimaschutzziele sind:

1. die Minderung der Gesamtemissionen bis zum Jahr 2030
um mindestens 55 Prozent, bezogen auf die Gesamtemis-
sionen im Vergleichsjahr 1990, und darüber hinaus die Er-
reichung von Klimaneutralität bis zum Jahr 2050, 

2. die Minderung der jährlichen Treibhausgasemissionen der
Landesverwaltung bis zum Jahr 2030 um 70 Prozent, bezo-
gen auf die Treibhausgasemissionen der Landesverwaltung
im Vergleichsjahr 1990, und darüber hinaus die Organisa-
tion einer klimaneutralen Landesverwaltung bis zum Jahr
2050,

3. die bilanzielle Deckung des Energiebedarfs in Niedersach-
sen durch erneuerbare Energien bis zum Jahr 2040 und

4. der Erhalt und die Erhöhung natürlicher Kohlenstoffspei-
cherkapazitäten.

§ 4

Strategie zum Klimaschutz

(1) 1Zur Erreichung der in § 3 Nrn. 1, 3 und 4 genannten
Ziele beschließt die Landesregierung eine Strategie zum Kli-
maschutz (Klimaschutzstrategie). 2Hierbei berücksichtigt sie
in angemessenem Umfang ökologische, wirtschaftliche und
soziale Belange. 

(2) Die Klimaschutzstrategie enthält insbesondere:

1. die Festlegung von Zwischenzielen, die bis zur Erreichung
des Ziels nach § 3 Nr. 1 schrittweise erreicht werden sollen,

2. eine Darstellung der Ziele der Landesregierung zur Senkung
des Primärenergieverbrauchs sowie die Festlegung von
Zwischenzielen, die bis zur Erreichung des Dekkungsziels
nach § 3 Nr. 3 schrittweise erreicht werden sollen, und

3. eine Darstellung der geplanten Maßnahmen, die einen Bei-
trag zur Erreichung der in § 3 Nrn. 1, 3 und 4 genannten Ziele
sowie der in den Nummern 1 und 2 genannten Ziele und
Zwischenziele leisten, wobei im Rahmen der Möglichkei-
ten des Landes auch Förder- und Unterstützungsmaßnah-
men zur Erforschung und Entwicklung klimaschützender
Technologien vorzusehen sind.



Nds. GVBl. Nr. 45/2020, ausgegeben am 15. 12. 2020

465

(3) 1Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 3 zur Erreichung des
Ziels nach § 3 Nr. 1 und der Zwischenziele nach Absatz 2 Nr. 1
sollen im Rahmen der Zuständigkeit des Landes insbesondere
für die Energiewirtschaft, die Industrie, den Verkehr, Gebäu-
de, die Land- und Forstwirtschaft sowie für die Abfallwirt-
schaft (Sektoren) geplant werden. 2Maßnahmen für den Ver-
kehrssektor sollen dabei klimaneutrale Mobilität unterstützen
und die Maßnahmen nach § 7 ergänzen.

(4) Die Darstellung nach Absatz 2 Nr. 3 berücksichtigt die
besondere Bedeutung 

1. der Energieeinsparung, der effizienten Bereitstellung, Um-
wandlung, Nutzung und Speicherung von Energie sowie
des Ausbaus erneuerbarer Energien einschließlich der not-
wendigen Stromnetz- und Energieinfrastruktur für die Er-
reichung der Ziele nach § 3 Nrn. 1 und 3 sowie der Ziele
und Zwischenziele nach Absatz 2 Nrn. 1 und 2,

2. von kohlenstoffreichen Böden, insbesondere von Moorbö-
den, von ober- und unterirdischen Kohlenstoffspeicherka-
pazitäten des Waldes sowie des Kohlenstoffspeichers Holz
für die Erreichung des Ziels nach § 3 Nr. 4 und

3. der verstärkten Auslastung und höheren Effizienz von
Verkehrsmitteln, der Steigerung des Rad- und Fußgänger-
verkehrs, der verstärkten Nutzung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs und anderer Angebote zur gemeinsamen
Nutzung eines Fahrzeuges durch mehrere Personen mit
gleichem oder ähnlichem Fahrtziel, der Stärkung des
Schienenverkehrs sowie der Minderung des Verbrauchs
fossiler Energien durch die Nutzung alternativer, auf er-
neuerbaren Energien basierender klimaneutraler Antriebe
und Kraftstoffe für die Unterstützung einer klimaneutralen
Mobilität.

(5) 1Die Klimaschutzstrategie wird von der Landesregierung
erstmalig im Jahr 2021 beschlossen. 2Sie wird alle fünf Jahre
durch Beschluss der Landesregierung fortgeschrieben. 3Die Fort-
schreibung der Klimaschutzstrategie enthält auch eine Dar-
stellung der Umsetzung von Maßnahmen zum Klimaschutz
und eine Bewertung dieser Maßnahmen, wobei die Bewer-
tung der Maßnahmen Minderungsbeiträge durch Klima-
schutzmaßnahmen des Bundes und der Europäischen Union
berücksichtigt.

§ 5

Strategie für eine klimaneutrale Landesverwaltung

(1) 1Zur Erreichung des Ziels nach § 3 Nr. 2 beschließt die
Landesregierung eine Strategie für eine klimaneutrale Landes-
verwaltung. 2§ 4 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die Strategie für eine klimaneutrale Landesverwaltung
enthält

1. die Festlegung von Zwischenzielen, die bis zur Erreichung
des Ziels nach § 3 Nr. 2 schrittweise erreicht werden sol-
len, und

2. eine Darstellung geplanter Maßnahmen, die einen Beitrag
zur Erreichung des in § 3 Nr. 2 genannten Ziels oder der in
Nummer 1 genannten Zwischenziele leisten.

(3) § 4 Abs. 5 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend.

§ 6

Strategie zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels

(1) 1Die Landesregierung beschließt eine Strategie zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels (Anpassungsstrategie).
2§ 4 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Die Anpassungsstrategie enthält

1. eine Beschreibung der Auswirkungen des Klimawandels
auf Niedersachsen, insbesondere seiner Folgen für die Be-
völkerung und ihren Gesundheitsschutz, die Infrastruktur,
die Küsten, das Grundwasser, den Hochwasserschutz, die

Land-, Wald- und Forstwirtschaft, den Boden, die Natur
sowie die Biodiversität, und

2. eine Darstellung angemessener Maßnahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels, die die in Nummer 1
genannten Bereiche berücksichtigt.

2Die Darstellung nach Satz 1 Nr. 2 soll insbesondere auch vor-
sorgende Maßnahmen umfassen, durch die negative Folgen
des Klimawandels möglichst vermieden werden.

(3) 1§ 4 Abs. 5 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend. 2Die Fort-
schreibung der Anpassungsstrategie enthält auch eine Darstel-
lung zum Stand der Umsetzung von Maßnahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels und eine Bewertung
dieser Maßnahmen, wobei die Bewertung Maßnahmen des
Bundes und der Europäischen Union berücksichtigt.

§ 7

Maßnahmen zum Klimaschutz im Verkehrssektor

(1) Im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung im Schienen-
personennahverkehr nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Niedersächsi-
schen Nahverkehrsgesetzes (NNVG) ist das Land ergänzend
zu den Zielsetzungen nach § 2 Abs. 4 NNVG verpflichtet, den
Anteil von Schienenfahrzeugen mit emissionsfreien Antrie-
ben an den für den landeseigenen Fahrzeugpool je Kalender-
jahr insgesamt beschafften Schienenfahrzeugen kontinuier-
lich zu erhöhen und ab dem Jahr 2025 ausschließlich Schie-
nenfahrzeuge mit emissionsfreien Antrieben zu beschaffen.

(2) 1Bei der Gewährung von Zuwendungen für die Beschaf-
fung von Fahrzeugen für den öffentlichen Personennahver-
kehr ist das Land auch ergänzend zu der Vorgabe des § 3 Abs. 3
des Niedersächsischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset-
zes verpflichtet, die Beschaffung von Fahrzeugen mit sauberen
oder emissionsfreien Antrieben besonders zu unterstützen.
2Bis zum Jahr 2035 soll das Land im Rahmen der Ausgestal-
tung der Förderung den Anteil von Fahrzeugen mit sauberen
oder emissionsfreien Antrieben an den je Kalenderjahr insge-
samt geförderten Fahrzeugen kontinuierlich erhöhen. 3Ab
dem Jahr 2035 soll das Land ausschließlich die Beschaffung
von Fahrzeugen mit sauberen oder emissionsfreien Antrieben
fördern. 4Dabei ist der technologische Fortschritt zu berück-
sichtigen; Abweichungen von den Sätzen 2 und 3 sind insbe-
sondere zur Vermeidung von negativen Auswirkungen auf
den Umfang und die Qualität des Bedienungsangebots zulässig.

(3) 1Bis zum Jahr 2030 erhöht die Landesverwaltung unter
Berücksichtigung des technologischen Fortschritts kontinu-
ierlich den Anteil von Straßenfahrzeugen mit sauberen, emis-
sionsfreien oder emissionsarmen Antrieben an den Neu- und
Ersatzbeschaffungen von Dienstkraftfahrzeugen je Kalender-
jahr sowie die Nutzung alternativer Kraftstoffe. 2Ab dem Jahr 2030
sollen vorbehaltlich des erreichten technologischen Fortschritts
und ihrer Verfügbarkeit ausschließlich Dienstkraftfahrzeuge
mit sauberen, emissionsfreien oder emissionsarmen Antrie-
ben beschafft werden. 3Soweit besondere Anforderungen an
die Nutzung, Nachrüstung oder Erneuerung von Dienstkraft-
fahrzeugen bestehen (Spezialfahrzeuge), sind Ausnahmen von
Satz 2 zulässig.

§ 8

Energieberichte der Kommunen

(1) 1Jede Kommune erstellt einen Energiebericht und veröf-
fentlicht diesen. 2Der Energiebericht soll dazu dienen, durch
Offenlegung der Energieverbräuche Möglichkeiten zu deren
Senkung und zur Einsparung von Energiekosten zu ermitteln.

(2) 1Der Energiebericht enthält mindestens folgende Angaben:

1. die je Kalenderjahr bei der Kommune anfallenden Kosten
für Strom- und Heizenergie, die diesen Kosten zugrunde
liegenden Verbräuche und die damit verbundenen Emis-
sionen von Kohlendioxid sowie

2. die Verbräuche je Kalenderjahr an Strom- und Heizenergie
derjenigen von der Kommune genutzten Gebäude, für die



Nds. GVBl. Nr. 45/2020, ausgegeben am 15. 12. 2020

466

bei der Kommune Energiekosten anfallen und für die auf-
grund von separaten Abnahmestellen Einzeldaten vorhan-
den sind, jeweils bezogen auf die Nutzfläche im Sinne des
§ 3 Abs. 1 Nr. 26, auch in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 10
oder 22, des Gebäudeenergiegesetzes.

2Der Verbrauch an Heizenergie ist einer Witterungsbereini-
gung auf Grundlage eines den anerkannten Regeln der Tech-
nik entsprechenden Verfahrens zu unterziehen.

(3) 1Der Energiebericht ist erstmalig für das Kalenderjahr
2022 zu erstellen und bis zum 31. Dezember 2023 zu veröf-
fentlichen. 2Die folgenden Berichte umfassen jeweils einen
Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren (Be-
richtszeitraum), beginnend mit dem Kalenderjahr 2023, wo-
bei die Angaben nach Absatz 2 für jedes Kalenderjahr in den
Bericht aufgenommen werden müssen. 3Die Berichte sind je-
weils bis zum 31. Dezember des auf den Berichtzeitraum fol-
genden Kalenderjahres zu veröffentlichen.

§ 9

Information über Ziele 
und Zwecke dieses Gesetzes

Das Land informiert über die Ziele und Zwecke dieses Ge-
setzes und fördert mit geeigneten Mitteln das allgemeine Ver-
ständnis hierfür. 

§ 10

Klimakompetenzzentrum

1Zur Beratung des Landes, der Kommunen und der sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts sowie von Privaten zu Fragen
des Klimawandels und seiner Folgen für Niedersachsen rich-
tet das für die Minderung der Folgen des Klimawandels zu-
ständige Ministerium ein Klimakompetenzzentrum ein. 2Zur
Erfüllung der Aufgabe nach Satz 1 erstellt das Klimakompe-
tenzzentrum insbesondere Klimaprojektionen für Niedersach-
sen und seine Teilräume und bewertet diese, entwickelt
Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels,
stellt klimatologische Daten zur Verfügung und unterhält In-
dikatoren- und Monitoringsysteme zur dauerhaften Beobach-
tung des Klimawandels und seiner Folgen.

§ 11

Monitoring 

(1) Das Land überprüft den Stand der Erreichung der Ziele
nach § 3 Nrn. 1 und 2 sowie der nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und § 5
Abs. 2 Nr. 1 festgelegten Zwischenziele durch Monitoring in
Form von Berichten.

(2) Das Monitoring besteht aus den folgenden Berichten:

1. einem von der für Statistik zuständigen Landesbehörde zu
erstellenden Bericht über die Entwicklung der Gesamte-
missionen und der Treibhausgasemissionen der einzelnen
Sektoren,

2. einem von dem für das staatliche Baumanagement zustän-
digen Ministerium zu erstellenden Energiebericht für die
von der Landesverwaltung genutzten Gebäude und

3. einem von dem für Klimaschutz zuständigen Ministerium
zu erstellenden Bericht über die Emissionen von Kohlen-
dioxid, die je Kalenderjahr durch die Dienstkraftfahrzeuge
des Landes und durch die Dienstreisen der Mitglieder der
Landesregierung sowie der Beschäftigten der Landesver-
waltung verursacht werden.

(3) Der Bericht nach Absatz 2 Nr. 1 ist spätestens bis zum
31. Dezember des auf das berichtsgegenständliche Kalender-
jahr folgenden übernächsten Kalenderjahres zu erstellen und
zu veröffentlichen.

(4) 1Der Energiebericht nach Absatz 2 Nr. 2 enthält folgende
Angaben:

1. die beim Land je Kalenderjahr für die Gebäude nach Ab-
satz 2 Nr. 2 insgesamt anfallenden Kosten für Strom- und
Heizenergie, die diesen Kosten zugrunde liegenden Ver-
bräuche und die damit verbundenen Emissionen von Koh-
lendioxid sowie

2. die Verbräuche je Kalenderjahr an Strom- und Heizenergie
derjenigen Gebäude nach Absatz 2 Nr. 2, für die beim
Land Energiekosten anfallen und für die aufgrund von se-
paraten Abnahmestellen Einzeldaten vorhanden sind, je-
weils bezogen auf die Nutzfläche im Sinne des § 3 Abs. 1
Nr. 26, auch in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 10 oder 22,
des Gebäudeenergiegesetzes.

2Für die Angabe des Verbrauchs an Heizenergie gilt § 8 Abs. 2
Satz 2 entsprechend. 3Für die Erstellung und Veröffentlichung
des Energieberichts gilt § 8 Abs. 3 mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Angaben nach Satz 1 für jedes Kalenderjahr in
den Bericht aufgenommen werden müssen.

(5) 1Für den Bericht nach Absatz 2 Nr. 3 gilt § 8 Abs. 3 Satz 2
mit der Maßgabe entsprechend, dass der Berichtszeitraum mit
dem Kalenderjahr 2021 beginnt und die Angaben nach Absatz 2
Nr. 3 für jedes Kalenderjahr in den Bericht aufgenommen wer-
den müssen. 2Im Übrigen gilt § 8 Abs. 3 Satz 3 entsprechend.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2020

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
über die Feststellung des Haushaltsplans 

für das Haushaltsjahr 2021 
(Haushaltsgesetz 2021 — HG 2021 —)

Vom 10. Dezember 2020

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

1Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird in Ein-
nahme und Ausgabe auf 35 976 853 000 Euro festgestellt. 2Die
Summe der im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 aus-
gebrachten Ermächtigungen, über das Haushaltsjahr 2021
hinaus Verpflichtungen zulasten des Landes einzugehen, wird
festgestellt auf 1 655 411 000 Euro. 3Die einzelnen Einnahmen,
Ausgabeermächtigungen und Verpflichtungsermächtigungen
ergeben sich aus den Einzelplänen, die im Gesamtplan (An-
lage 1) in der Haushaltsübersicht zusammengefasst sind.

§ 2

1Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Zuwen-
dungen im Sinne des § 23 der Niedersächsischen Landeshaus-
haltsordnung (LHO) zur Deckung der gesamten Ausgaben
oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institutionelle Förderung)
sind gesperrt, solange die Übersichten nach § 26 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 LHO nicht von dem zuständigen Fachministerium und
dem Finanzministerium gebilligt sind. 2Ausnahmen kann das
Finanzministerium zulassen.

§ 3

Das Finanzministerium ist ermächtigt, im Haushaltsjahr
2021 Kredite aufzunehmen

1. zur Deckung von Ausgaben bis zur Höhe von
1 118 000 000 Euro,

2. zur Tilgung von am Kreditmarkt aufgenommenen Kredi-
ten in Höhe der bei Kapitel 1325 veranschlagten Beträge,

3. zur erneuten Bereitstellung von Mitteln, die in vorange-
gangenen Haushaltsjahren verausgabt wurden, um die Til-
gung bestehender Schulden vorzufinanzieren, soweit Kredit-
ermächtigungen ausweislich des Haushaltsabschlusses
des Vorjahres deshalb nicht ausgeschöpft wurden, und

4. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassen-
wirtschaft (Kassenverstärkungskredite) bis zur Höhe von
12 Prozent des durch das Haushaltsgesetz für das laufende
Haushaltsjahr festgestellten Betrags der Einnahmen und
Ausgaben sowie

Kredite vorzeitig zu tilgen; die dazu erforderlichen Beträge
wachsen dem Kreditrahmen nach Nummer 2 zu.

§ 4

(1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Garantien und
Bürgschaften zulasten des Landes bis zur Höhe von
3 000 000 000 Euro zu übernehmen.

(2) 1Zur Übernahme solcher Garantien und Bürgschaften ist
die Einwilligung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen
des Landtages erforderlich. 2Ausgenommen sind Bürgschaften
und Garantien, die

1. nach der Allgemeinen Bürgschaftsrichtlinie des Landes
Niedersachsen sowie den Grundsätzen bei der Übernahme
von Bürgschaften für Schiffbaukredite,

2. nach der Richtlinie für die Übernahme von Bürgschaften
des Landes zur Förderung des Wohnungswesens,

3. zugunsten der Hannoverschen Beteiligungsgesellschaft
Niedersachsen mbH für Finanzierungen innerhalb des be-
schlossenen Wirtschaftsplans und für Refinanzierungen,

4. nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-
gen zur Förderung von investiven Maßnahmen landwirt-
schaftlicher Unternehmen aus Niedersachsen und Bremen
(Agrarinvestitionsförderungsprogramm),

5. gegenüber der EU-Kommission im Rahmen der Europäischen
Territorialen Zusammenarbeit im Programm Interreg V bis
zur Höhe von 46 816 000 Euro,

6. als Rückbürgschaften und Rückgarantien gegenüber der
Niedersächsischen Bürgschaftsbank GmbH, Hannover, ge-
gen komplementäre Erklärungen des Bundes

übernommen werden.

(3) Das Finanzministerium ist in den Fällen des Absatzes 2
Satz 2 Nr. 2 ermächtigt, die Übernahme von Bürgschaften und
Gewährleistungen und die Vollziehung der entsprechenden
Urkunden auf die mit den Förderprogrammen befassten Stel-
len außerhalb der Landesverwaltung zu übertragen.

(4) 1Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur ist er-
mächtigt, zur Absicherung der Leihgaben, die den Museen
und Bibliotheken des Landes sowie den Museen, Bibliotheken
und Archiven der niedersächsischen Hochschulen überlassen
werden und an denen ein besonderes Landesinteresse besteht,
Garantien bis zu einer Höhe von insgesamt 540 000 000 Euro
zu übernehmen. 2In Anspruch genommene Ermächtigungen
aus Vorjahren sind anzurechnen. 3Durch Rückgabe von Leih-
gaben erloschene Garantien können erneut in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und
Digitalisierung ist ermächtigt, gegenüber der Investitions- und
Förderbank Niedersachsen zur Absicherung von zur Bewälti-
gung der Folgen der COVID-19-Pandemie gewährten Liquidi-
täts- und Investitionskrediten eine globale Rückbürgschaft bis
zur Höhe von insgesamt 300 000 000 Euro zu übernehmen.

§ 5

Der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 LHO zu bestimmende
Betrag wird auf 5 100 000 Euro festgesetzt.

§ 6

(1) Die gesetzlichen Vorschriften über die Veranschlagung
und Bewirtschaftung von Personalausgaben werden durch die
Allgemeinen Bestimmungen zu den Personalausgaben für das
Haushaltsjahr 2021 (Allgemeine Bestimmungen 2021) — An-
lage 2 — ergänzt.

(2) 1In Kapiteln mit Personalkostenbudgetierung wird ein
Beschäftigungsvolumen als Richtwert festgelegt. 2Es wird ge-
bildet durch Umrechnung der Zahl der jahresdurchschnitt-
lich mit Bezügen Beschäftigten in Vollzeiteinheiten pro Jahr.
3Das Finanzministerium ist ermächtigt, das Beschäftigungsvo-
lumen infolge von über- oder außerplanmäßigen Erhöhungen
des Personalkostenbudgets, Umsetzungen gemäß § 50 LHO,
Vollzug von kw-Vermerken sowie zulässigen kapitelübergrei-
fenden Verwendungen von Stellen zu verändern.

(3) 1Die zur Finanzierung des Beschäftigungsvolumens er-
forderlichen Mittel werden kapitelweise in einem Personalkos-
tenbudget zusammengefasst. 2Soweit Mittel im Personalkos-
tenbudget zur Verfügung stehen, kann das Beschäftigungsvo-
lumen überschritten werden, sofern sichergestellt ist, dass da-
durch Mehrausgaben in Folgejahren nicht entstehen und die
Erreichung des mit der Verwaltungsmodernisierung mitver-
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folgten Ziels des Personalabbaus nicht beeinträchtigt wird.
3Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Personalkosten-
budgets aufgrund von wesentlichen Veränderungen der Rah-
menbedingungen, insbesondere bei Besoldungs- und Tarifer-
höhungen, bis zur Höhe der in Kapitel 1302 Titel 461 11 ver-
anschlagten Mittel anzupassen; dies gilt auch für die nach
§ 17 a LHO budgetierten Verwaltungsbereiche.

(4) 1Überschreitungen des Personalkostenbudgets vermin-
dern das Personalkostenbudget im Folgejahr sowie in entspre-
chendem Umfang das Beschäftigungsvolumen. 2Satz 1 gilt
nicht, wenn das Beschäftigungsvolumen eingehalten wurde.
3Satz 1 gilt auch nicht für die nach § 17 a LHO budgetierten
Verwaltungsbereiche.

(5) 1Die Absätze 2 bis 4 gelten ausschließlich für Kapitel mit
Personalkostenbudgetierung. 2Das Personalkostenbudget um-
fasst die Titel 422 01, 422 10, 422 11, 428 01, 428 03, 428 05,
428 10, 428 11 und 428 27, soweit sie in den jeweiligen Kapi-
teln ausgebracht sind, sowie im Kapitel 0314 den Titel 429 10.
3Abweichend von § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a LHO bilden diese
Titel innerhalb eines Kapitels sowie innerhalb der Kapitel
0710 bis 0718 einen eigenen Deckungskreis. 4Sonstige Vor-
schriften über die Bewirtschaftung von Personalausgaben und
Stellen bleiben unberührt.

§ 7

1Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Stellen, die bis
zur Verkündung dieses Gesetzes abweichend von den Be-
darfsnachweisen des Haushaltsjahres 2020 zu den für Beam-
tinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst in Betracht kom-
menden Titeln genehmigt wurden, in den entsprechenden Be-
darfsnachweisen darzustellen, soweit sie im Haushaltsplan
für das Haushaltsjahr 2021 noch nicht enthalten sind. 2Ent-
sprechendes gilt

1. für Änderungen in den Stellenplänen aufgrund der
Nummern 1 und 3 der Allgemeinen Bestimmungen 2020
sowie

2. für die im Haushaltsjahr 2020 nach den Haushaltsvermer-
ken zu den Stellenplänen der Kapitel 0613 bis 0619, 0622,
0623, 0631, 0632 und 0634 bis 0638 in Auswirkung des
Niedersächsischen Hochschulgesetzes in der Fassung vom
26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11. September 2019 (Nds. GVBl. S. 261), vor-
genommenen Stellenumwandlungen.

§ 8

(1) 1Werden Maßnahmen vom Land Niedersachsen und der
Europäischen Union gemeinsam finanziert, bei denen nach
dem Recht der Europäischen Union ein Rechtsanspruch auf
Förderung besteht, so kann das Finanzministerium Mehraus-
gaben ohne Ausgleich durch Einsparungen bei anderen Aus-
gaben in Höhe von zweckgebundenen Mehreinnahmen über
den im Haushaltsplan veranschlagten entsprechenden Lan-
desanteil hinaus zulassen. 2§ 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 LHO ist nicht
anzuwenden.

(2) 1Mehrausgaben bei den Titeln der Gemeinschaftsaufga-
ben „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ und „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“,
durch welche die jeweils für die Gemeinschaftsaufgabe ver-
anschlagten Landesmittel überschritten werden, dürfen nur
mit Einwilligung des Finanzministeriums geleistet werden
und müssen durch Einsparungen an anderer Stelle innerhalb
des die jeweilige Gemeinschaftsaufgabe betreffenden Einzel-
plans 08, 09 oder 15 oder durch für diesen Zweck bereitge-
stellte Mittel öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten
und Stiftungen gedeckt sein. 2Stellt der Bund zusätzliche Ver-
pflichtungsermächtigungen bereit, so darf das zuständige
Fachministerium mit Einwilligung des Finanzministeriums
zusätzliche Verpflichtungen unter Berücksichtigung des Mit-
leistungsverhältnisses eingehen.

(3) 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, Mittel des Son-
dervermögens „Landesliegenschaftsfonds Niedersachsen“ in
Anspruch zu nehmen, um

1. Mehrausgaben zu decken, die erforderlich sind, um den
Verkauf landeseigener Liegenschaften oder wirtschaftliche
Unterbringungskonzepte, die zur finanziellen Entlastung
des Landeshaushalts beitragen, zu verwirklichen, oder

2. Bau- und Bauunterhaltungsmaßnahmen des Hochbaus
durchzuführen.

2Die Mittelverwendung nach Satz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass
der Gesamtumfang der einem Nutzer zur Erfüllung seiner
Aufgaben überlassenen Grundstücke und grundstücksglei-
chen Rechte verringert und in entsprechendem Umfang
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte veräußert wer-
den, und ist auf bis zu 50 Prozent der Einnahmen aus dieser
Veräußerung begrenzt. 3Die Mittel sollen für Maßnahmen im
Geschäftsbereich der obersten Landesbehörde eingesetzt wer-
den, der der Nutzer nach Satz 2 zugeordnet ist.

§ 9

(1) Aufwandsentschädigungen betreffende Erläuterungen
sind für die Bewirtschaftung verbindlich.

(2) Das Finanzministerium kann Ausnahmen zulassen.

§ 10

(1) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind von der Ausgabe
abzusetzen:

1. Erstattungen von anderen als Landesbetrieben für die
Mitbenutzung landeseigener oder vom Land angemiete-
ter Einrichtungen, wenn die Erstattungsbeträge und die
Gesamtkosten im selben Haushaltsjahr anfallen und auf
der gleichen Berechnungsgrundlage beruhen;

2. Erstattungen von Personalausgaben (Hauptgruppe 4), so-
weit es sich nicht um durchlaufende Mittel Dritter (bei-
spielsweise Bundesmittel) handelt, sowie Zahlungen von
Eingliederungszuschüssen durch die Bundesagentur für
Arbeit;

3. Erstattungen bei folgenden Titeln (einschließlich entspre-
chender Titel in Titelgruppen und in nach § 17 a LHO
budgetierten Kapiteln):

a) Titel 511 01 und 518 02 — aus der Anfertigung von
Fotokopien für Dritte —,

b) Titel 511 01 — aus der privaten Inanspruchnahme
dienstlicher Fernmeldeanlagen —,

c) Titel 514 01 — aus der privaten Nutzung von Dienst-
kraftfahrzeugen —,

d) Titel 517 01 — aus Erstattungen Dritter —,

e) Titel 527 01, 527 02 und 525 01 — aus Erstattungen
des öffentlichen Bereichs sowie nach den Vorschrif-
ten über den öffentlichen Personenverkehr —;

4. Erstattungen für die Beteiligung an Aus- und Fortbil-
dungsveranstaltungen;

5. Schadenersatz Dritter im Rahmen der Durchführung im
Einzelplan 20 einzeln veranschlagter Hochbaumaßnah-
men, solange die jeweilige Maßnahme im Haushaltsplan
aufgeführt ist;

6. Zahlungen des öffentlichen Bereichs sowie von öffentli-
chen Unternehmen in Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung von im Einzelplan 20 einzeln veranschlagten Hoch-
baumaßnahmen;

7. Einnahmen aus Vereinbarungen nach § 34 b LHO;

8. Zuschüsse des Integrationsamtes aus der Ausgleichsab-
gabe nach dem Schwerbehindertenrecht (Kapitel 5051);

9. von Finanzämtern erstattete Vorsteuer;

10. Einnahmen aus Grundstücksveräußerungen bis zur Höhe
der Ausgaben damit verbundener Grundstückserwerbe.
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(2) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind von der Einnah-
me abzusetzen:

1. an Behörden anderer Körperschaften im Rahmen einer
Kostenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) in der Fassung
vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 15. Dezember 2016
(Nds. GVBl. S. 301), abzuführende Gebührenanteile;

2. an Behörden gemäß § 13 NVwKostG weiterzuleitende Aus-
lagenerstattungen der Kostenschuldner;

3. an Finanzämter abzuführende Umsatzsteuer;

4. Rückzahlungen vereinnahmter Sicherheitsleistungen gemäß
den §§ 127 a und 132 der Strafprozessordnung;

5. Rückzahlungen an die Europäische Union, den Bund oder
andere Länder im Rahmen gemeinschaftlicher Finanzie-
rungen, soweit diese noch im Jahr der Vereinnahmung zu-
rückgezahlt werden. Dies gilt auch für nur von der Euro-
päischen Union oder dem Bund finanzierte Maßnahmen;

6. Auszahlungen von im Rahmen der Vermögensabschöp-
fung vorläufig vereinnahmten Beträgen.

(3) Das Nähere bestimmt das Finanzministerium.

§ 11

Aufgrund des § 1 Abs. 2 der Verordnung über die Erhebung
der Gewerbe- und der Grundsteuer in gemeindefreien Gebie-
ten vom 2. Oktober 2008 (Nds. GVBl. S. 304), geändert durch

Verordnung vom 22. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 503),
wird der Hebesatz für das Haushaltsjahr 2021 auf 420 Prozent
festgesetzt.

§ 12

Für die im Zusammenhang mit der Initiative Niedersachsen
und die im Zusammenhang mit dem kommunalen Sportstät-
tensanierungsprogramm veranschlagten Haushaltsmittel wird
bestimmt, dass abweichend von § 45 Abs. 2 LHO bei übertrag-
baren Ausgaben Ausgabereste gebildet werden können, die
auch über das zweitnächste Haushaltsjahr hinaus verfügbar
bleiben.

§ 13

Die Beteiligung des Landes an den Kosten der kommunalen
Träger für Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes zur
Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs und
des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes vom 16. September
2004 (Nds. GVBl. S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom
1. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 211), wird im Haushaltsjahr 2021
fortgesetzt und beträgt für dieses Jahr 142 800 000 Euro.

§ 14

Die Vorschriften und Ermächtigungen der §§ 4, 6, 9, 10 und 12
gelten bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes 2022 weiter.

§ 15

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2020

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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e
(zu Artikel 1)

G e s a m t -

A. Haushalts-

Epl. Bezeichnung

Einnahmen

0 1 2 3 4
Einnahmen aus

Steuern und
steuerähnlichen
Abgaben sowie
EU-Eigenmittel

Verwaltungs-
einnahmen,

Einnahmen aus
Schuldendienst
und dergleichen

Einnahmen aus
Zuweisungen

und Zuschüssen
mit Ausnahme

für Investitionen

Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus

Zuweisungen und
Zuschüssen für

Investitionen, be-
sondere Finanzie-
rungseinnahmen

Gesamteinnahmen Personalausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

01 Landtag — 42 — — 42 50.501

02 Staatskanzlei — 713 100 — 813 23.475

03 Ministerium für Inneres und Sport — 90.248 58.862 443 149.553 1.509.893

04 Finanzministerium — 74.046 226.907 8 300.961 762.878

05 Ministerium für Soziales, Gesund-
heit und Gleichstellung

— 20.883 1.580.164 87.222 1.688.269 121.142

06 Ministerium für Wissenschaft und
Kultur

— 35.068 494.888 103.817 633.773 77.558

07 Kultusministerium — 12.040 2.830 117.778 132.648 5.314.724

08 Ministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Digitalisierung

— 13.621 161.200 31.166 205.987 199.752

09 Ministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz

4.590 24.192 17.672 72.412 118.866 133.944

11 Justizministerium — 484.835 3.929 — 488.764 887.326

12 Staatsgerichtshof — — — — — 153

13 Allgemeine Finanzverwaltung 27.011.100 371.020 2.608.434 1.747.849 31.738.403 4.784.636

14 Landesrechnungshof — 1 — — 1 14.951

15 Ministerium für Umwelt, Energie,
Bauen und Klimaschutz

134.000 44.599 83.334 245.330 507.263 89.851

16 Ministerium für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten und Regio-
nale Entwicklung

— 42 917 — 959 15.347

17 Landesbeauftragte für den Daten-
schutz

— 101 — — 101 3.805

20 Hochbauten — 200 50 10.200 10.450 —
Summe 2021 27.149.690 1.171.651 5.239.287 2.416.225 35.976.853 13.989.936

Summe 2020 24.710.790 1.181.401 7.757.921 9.757.269 43.407.381 13.697.755
2021 mehr(+)/weniger(-) +2.438.900 −9.750 −2.518.634 −7.341.044 −7.430.528 +292.181
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Anlage 1
(zu § 1 Satz 3)

p l a n

übersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO)

Ausgaben

Epl.

5 6 7 8 9
Sächliche Verwal-

tungsausgaben,
militärische Be-

schaffungen usw.
Ausgaben für den
Schuldendienst

Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für Investitionen

Baumaßnahmen Sonstige Ausgaben
für Investitionen
und Investitions-

fördermaßnahmen

Besondere Finan-
zierungsausgaben

Gesamtausgaben 2021
Überschuss (+)

Zuschuss (-)
(Sp. 7 - Sp. 14)

Verpflichtungs-
ermächtigungen

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

9 10 11 12 13 14 15 16 17

7.984 10.275 150 1.775 — 70.685 −70.643 — 01

8.175 6.050 — 178 2.548 40.426 −39.613 1.725 02

427.099 548.689 105 160.723 44.198 2.690.707 −2.541.154 120.747 03

252.518 2.267 — 11.886 25.061 1.054.610 −753.649 — 04

54.251 4.960.122 — 304.535 −17.617 5.422.433 −3.734.164 143.335 05

21.761 3.329.251 — 234.030 3.878 3.666.478 −3.032.705 466.172 06

69.633 2.126.801 — 133.657 −19.647 7.625.168 −7.492.520 90.979 07

102.650 148.168 110.000 300.265 −1.053 859.782 −653.795 182.641 08

40.794 169.313 3.828 111.606 11.124 470.609 −351.743 132.142 09

481.724 25.528 3.500 15.743 44.559 1.458.380 −969.616 53.160 11

49 — — — — 202 −202 — 12

1.206.946 5.125.180 — 38.710 −147.807 11.007.665 +20.730.738 20.770 13

1.362 6 — 57 180 16.556 −16.555 — 14

43.083 364.061 35.419 729.589 40.539 1.302.542 −795.279 367.545 15

4.830 17.847 — 4.585 428 43.037 −42.078 22.195 16

636 — — 15 26 4.482 −4.381 — 17

92.396 78 150.617 — — 243.091 −232.641 54.000 20
2.815.891 16.833.636 303.619 2.047.354 −13.583 35.976.853 — 1.655.411

3.128.808 24.115.789 301.699 2.194.515 −31.185 43.407.381 — 3.223.313
−312.917 −7.282.153 +1.920 −147.161 +17.602 −7.430.528 −1.567.902
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B. Finanzierungsübersicht
(§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO)

  2021 
  in Mio. EUR 
I. Ermittlung Finanzierungssaldo    

1. A u s g a b e n     

Ausgaben nach § 1 HG 2021  ......................................................................................   35.976,9  
(ohne Schuldentilgung an Kreditmarkt für Allgemeine Deckungskredite)     

davon ab: Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite an Kreditmarkt (siehe 
Abschnitt II Nr. 1.2.2)  ..............................................................................  

  
0,0 

 

Zuführungen an Rücklagen  
(siehe Abschnitt II Nr. 3.2)  ......................................................................  

  
20,8 

 

Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen  
(siehe Abschnitt II Nr. 2.2)  ......................................................................  

  
-,- 

 
35.956,1 

2. E i n n a h m e n     

Einnahmen nach § 1 HG 2021  ...................................................................................   35.976,9  

davon ab: Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt    

a) Allgemeine Deckungsmittel  
(siehe Abschnitt II Nr. 1.1.3)  ............................................................  

  
1.118,0 

 

b) andere (zweckgebundene) Kredite  
(siehe Abschnitt II Nr. 1.2.1)  ............................................................  

  
-,- 

 

Entnahmen aus Rücklagen 
(siehe Abschnitt II Nr. 3.1)  ......................................................................  

  
488,0 

 

Einnahmen aus Überschüssen 
(siehe Abschnitt II Nr. 2.1)  ......................................................................  

  
-,- 

34.370,9 

3. F i n a n z i e r u n g s s a l d o    -1.585,2 

    
II. Zusammensetzung Finanzierungssaldo    

1. N e t t o - N e u v e r s c h u l d u n g / N e t t o - T i l g u n g  a m  K r e d i t m a r k t     

1.1 Allgemeine Deckungsmittel    

1.1.1 Einnahmen aus Kreditmarktmitteln  
(Kapitel 1325 Titel 325 61)  ..................................................................  

   
7.635,9 

1.1.2.  Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel  
(Kapitel 1325 Titel 325 62 und 326 62)  ...............................................  

   
6.517,9 

1.1.3 Saldo Allgemeine Deckungsmittel  
(Nettokreditermächtigung nach § 3 HG 2021) ...................................  

   
-1.118,0 

1.2 Andere (zweckgebundene) Kredite    

1.2.1 Einnahmen aus zweckgebundenen Krediten der Obergruppe 32  ....   -,-  

1.2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite am Kre-
ditmarkt (Obergruppe 59 - einschließlich Ausgleichsforderungen)   

  
0,0 

 
0,0 

Saldo (Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt)  ...................................................    -1.118,0 

2. A b w i c k l u n g  R e c h n u n g s e r g e b n i s s e  a u s  V o r j a h r e n     

2.1 Einnahmen aus Überschüssen (Gruppe 361)  ..................................................   -,-  

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen (Gruppe 961)  ...............................   -,- -,- 

3. R ü c k l a g e n b e w e g u n g     

3.1 Entnahmen aus Rücklagen (Obergruppe 35)  ..................................................   488,0  

3.2 Zuführungen an Rücklagen (Obergruppe 91)  .................................................   20,8 -467,2 

4. F i n a n z i e r u n g s s a l d o  (Summe Nummern 1 bis 3)  ......................................    -1.585,2 
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C. Kreditfinanzierungsplan
(§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO)

 2021 
 in Mio. EUR 

I.  E i n n a h m e n  a u s  K r e d i t e n  (brutto)  

1. aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 1325 Titel 325 61)  ........................................  7.635,9 

2. aus anderen Krediten der Obergruppen 31 und 32  ..........................................  -,- 

Summe I 7.635,9 

  

II. T i l g u n g s a u s g a b e n  f ü r  K r e d i t e   

1. für Kreditmarktmittel (Kapitel 1325 Titel 325 62 und 326 62)  .......................  6.517,9 

2. für andere Kredite (Obergruppen 58 und 59)  ....................................................  0,0 

Summe II 6.517,9 

  

III. E i n n a h m e n  a u s  K r e d i t e n  (netto)  

1. aus Kreditmarktmitteln (Abschnitt I Nr. 1 
.
/. Abschnitt II Nr. 1)  ..................  1.118,0 

2. aus anderen Krediten (Abschnitt I Nr. 2 
.
/. Abschnitt II Nr. 2)  ......................  0,0 

Summe III (Summe I 
.
/. Summe II) 1.118,0 
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Anlage 2
(zu § 6 Abs. 1)

Allgemeine Bestimmungen
zu den Personalausgaben 

für das Haushaltsjahr 2021
(Allgemeine Bestimmungen 2021)

1. Stellenveranschlagungen sowie Bindung an Stellenpläne,
Stellenübersichten und Bedarfsnachweise

(1) 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, neue Stellen in
der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe auszubringen für

1. von ihren dienstlichen Tätigkeiten zu mindestens 50 Pro-
zent freigestellte Vertrauenspersonen der schwerbehinder-
ten Menschen,

2. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr nach § 20 des
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008
(BGBl. I S. 1010), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626), zugewie-
sen werden, sofern für das Land hierdurch keine zusätz-
lichen finanziellen Belastungen entstehen,

3. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr als nationale
Sachverständige bei Einrichtungen der Europäischen Union
eingesetzt und zu diesem Zweck zugewiesen oder unter
Fortzahlung der Bezüge beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr für Tätigkeiten
im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen
Union zu anderen Dienstherren oder öffentlichen Einrich-
tungen abgeordnet, zugewiesen oder unter Fortzahlung
der Bezüge beurlaubt werden, sofern die Dienstbezüge in
voller Höhe erstattet werden,

5. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die im Rahmen eines CARE-Verfahrens zur Vermeidung
einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand aus ge-
sundheitlichen Gründen auf einem anderen Dienstposten
eingesetzt werden, wenn eine Beschäftigung im bisherigen
Bereich aus in der Person liegenden Gründen nicht mög-
lich ist, für eine angemessene weitere Verwendung sonst
keine Planstelle zur Verfügung steht und die Wirtschaft-
lichkeit der Maßnahme im Einzelfall nachgewiesen ist.

2Die Stellen erhalten den Vermerk „künftig wegfallend nach
Fortfall der Freistellungs-, Zuweisungs-, Abordnungs- bzw.
Beurlaubungsvoraussetzungen“. 3Entfallen diese Voraussetzun-
gen, so sind die Beamtinnen und Beamten oder Richterinnen
und Richter in eine freie oder die nächste frei werdende Stelle
ihrer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwaltung oder ihrem Ge-
richt einzuweisen. 4Mit der Einweisung entfällt die als „künftig
wegfallend“ ausgebrachte Stelle. 5Sofern durch die Ausbrin-
gung der Stellen die Gesamtzahl der besetzbaren Stellen und
die Summe der Personalausgaben im jeweiligen Einzelplan
nicht erhöht werden, gelten die Stellen bei Eintritt der Vor-
aussetzungen nach Satz 1 Nrn. 1 bis 4 als ausgebracht. 6In Fäl-
len nach Satz 1 Nr. 5 erhält der kw-Vermerk die Fassung „kw
mit Ablauf des TT.MM.JJJJ“.

(2) 1Für von ihren dienstlichen Tätigkeiten nach dem Nie-
dersächsischen Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom
9. Februar 2016 (Nds. GVBl. S. 2), zuletzt geändert durch Arti-
kel 13 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244),
freigestellte Personalratsmitglieder können Stellen durch Aus-
bringung von Haushaltsvermerken bereitgestellt werden. 2Für
zu mindestens 50 Prozent freizustellende Personalratsmitglie-
der gelten neue Stellen mit entsprechendem Haushaltsver-
merk als ausgebracht, wenn sich dadurch die Gesamtzahl der
besetzbaren Stellen und die Summe der Personalausgaben im
jeweiligen Einzelplan nicht erhöhen. 3Die personalbewirtschaf-
tenden Dienststellen sind ermächtigt, bei einem Wechsel der
Person des freigestellten Personalratsmitglieds die ausge-
brachte Stelle auch dann mit dem neu freigestellten Personal-

ratsmitglied zu besetzen, wenn dieses einer anderen Besol-
dungsgruppe angehört; im nächsten Haushaltsplan ist die
Stelle wieder in der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe
auszubringen.

2. Ausnahmen zu den §§ 49 und 50 LHO

(1) Nicht besetzt werden dürfen

1. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2
sowie der Besoldungsgruppen A 14 und höher mit Beam-
tinnen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 9 bis A 12
und der Besoldungsgruppe A 13, die sich nicht im zwei-
ten Einstiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin
oder der Beamte 

a) die Bildungsvoraussetzungen für eine Einstellung im
zweiten Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 erfüllt,

b) sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 der Niedersächsischen Laufbahnverordnung
(NLVO) vom 30. März 2009 (Nds. GVBl. S. 118), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 5. Mai 2020
(Nds. GVBl. S. 96), oder einer entsprechenden laufbahn-
rechtlichen Bestimmung befindet oder diese erfolgreich
abgeschlossen hat oder

c) gemäß § 13 Abs. 3 der Niedersächsischen Verordnung
über die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Bildung (NLVO-Bildung) vom 19. Mai 2010 (Nds.
GVBl. S. 218), geändert durch Verordnung vom 2. März
2017 (Nds. GVBl. S. 60), ein Amt ohne Qualifizierung
im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO erhalten
kann, sowie

2. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1
sowie der Besoldungsgruppen A 7 und höher mit Beamtin-
nen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 und
der Besoldungsgruppe A 6, die sich nicht im zweiten Ein-
stiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder der
Beamte sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12
Abs. 1 Nr. 2 NLVO oder einer entsprechenden laufbahn-
rechtlichen Bestimmung befindet oder diese erfolgreich
abgeschlossen hat.

(2) Abweichend von Absatz 1 und § 49 Abs. 3 LHO können
Stellen, die in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
gehoben werden oder worden sind, übergangsweise auch mit
Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1 besetzt wer-
den, sofern diese den dazugehörigen Dienstposten schon vor
der Stellenhebung innegehabt haben. 

(3) 1Im Bedarfsfall dürfen innerhalb der einzelnen Kapitel
verwendet werden

1. nicht besetzte Stellen der planmäßigen Beamtinnen und
Beamten oder Richterinnen und Richter vorübergehend
für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst,

2. Stellen, deren Inhaberinnen oder Inhaber Grundwehr-
dienst oder dem Grundwehrdienst gleichgestellten Dienst
leisten und Bezüge aus dem Landeshaushalt nicht erhal-
ten, für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst.

2Die Besetzung richtet sich nach § 49 Abs. 3 Satz 1 LHO.

(4) 1Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Rich-
ter (in Voll- oder Teilzeit beschäftigt) dürfen anteilig auf meh-
reren Stellen geführt werden. 2Jede Stelle darf mit einer be-
liebigen Anzahl von Teilzeitbeschäftigten sowie Besetzungs-
anteilen von Vollzeitbeschäftigten besetzt werden, soweit die
sich aus den Besetzungsanteilen ergebende regelmäßige
durchschnittliche Gesamtarbeitszeit die regelmäßige durch-
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schnittliche Arbeitszeit einer oder eines Vollzeitbeschäftigten
nicht übersteigt. 3Sofern die Besetzung laufbahngruppenüber-
greifend erfolgt, darf sie nur in der niedrigsten Laufbahngruppe
erfolgen, aus der ein Stellenanteil herangezogen wird.

(5) 1Begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte sowie
Richterinnen und Richter werden bei gemäß § 27 BeamtStG
herabgesetzter Arbeitszeit nach dem Umfang der verbleiben-
den Arbeitszeit auf einer entsprechenden Planstelle geführt.
2Von § 11 Abs. 1 des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes
(NBesG) vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017
S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Mai
2020 (Nds. GVBl. S. 116), abweichende Besoldungszahlungen
gemäß § 12 NBesG bleiben bei der Berechnung der Inan-
spruchnahme der Planstelle unberücksichtigt. 3Nach den Sät-
zen 1 und 2 freie Planstellenanteile können anderweitig be-
setzt werden.

(6) 1Das Kultusministerium wird ermächtigt, die in den Be-
reichen des allgemeinbildenden und des berufsbildenden
Schulwesens bei den Kapiteln 0710 bis 0720 veranschlagten
Stellen für Lehrkräfte bei Bedarf abweichend von § 50 Abs. 2
LHO innerhalb dieser Kapitel umzusetzen. 2Soweit es sich um
nicht nur vorübergehende Stellenumsetzungen handelt, sind
diese in den Stellenplänen des Haushaltsplans des nächsten
Jahres darzustellen.

(7) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Landesbeschäf-
tigten, die während der Zeit der Mutterschutzfrist nicht be-
schäftigt werden dürfen, können entsprechende nichtbeam-
tete Ersatzkräfte eingestellt werden.

3. Ausbringung von Leerstellen und Stellen für ehemalige
Abgeordnete, Gewährleistungsentscheidungen

(1) 1Sind planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter des Landes länger als ein Jahr unter Weg-
fall der Bezüge beurlaubt und besteht ein unabweisbares Be-
dürfnis, diese Planstelle neu zu besetzen, so kann die stellen-
bewirtschaftende Dienststelle für diese Bediensteten im Kapi-
tel der jeweiligen Dienststelle eine Leerstelle der bisherigen
Besoldungsgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“
ausbringen. 2Entsprechendes gilt, wenn

1. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter des Landes in die Landesregierung berufen
werden,

2. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter zu Präsidentinnen und Präsidenten oder Vize-
präsidentinnen und Vizepräsidenten von staatlichen Hoch-
schulen ernannt werden.

3Bei Beurlaubungen nach § 62 des Niedersächsischen Beam-
tengesetzes (NBG) vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zu-
letzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 15. Juli 2020
(Nds. GVBl. S. 244), oder § 7 Abs. 1 des Niedersächsischen
Richtergesetzes vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBl. S. 16), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2020
(Nds. GVBl. S. 116), sowie bei Elternzeit — im Bereich der all-
gemeinbildenden und der berufsbildenden Schulen auch bei
Beurlaubungen nach § 64 NBG — gilt Satz 1 mit der Maßgabe,
dass eine Leerstelle auch bei kürzerer Beurlaubungsdauer aus-
gebracht werden kann. 4Im Bereich der allgemeinbildenden
und der berufsbildenden Schulen können die Leerstellen bei
Beurlaubungen nach den §§ 62 und 64 NBG sowie bei Eltern-
zeit ohne den Vermerk „künftig wegfallend“ ausgebracht wer-
den.

(2) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter nach dem Ende der Beurlaubung wieder mit
Dienstbezügen oder entsprechend den ihnen auf Dauer über-
tragenen Ämtern verwendet, so sind sie in eine freie oder in
die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe
bei ihrer Verwaltung — Richterinnen und Richter bei ihrem
Gericht — einzuweisen; mit der Einweisung fällt die Leerstelle
weg. 2Bis zur Einweisung in eine freie Planstelle sind sie auf
Leerstellen zu führen. 3Solange sie auf der Leerstelle mangels

freier Planstelle geführt werden müssen, dürfen die hierdurch
entstehenden Mehrausgaben abweichend von § 37 Abs. 1 LHO
ohne besondere Einwilligung des Finanzministeriums über-
planmäßig geleistet werden. 4Soweit es im Einzelfall erforder-
lich ist, nach Rückkehr der Leerstelleninhaberinnen oder
Leerstelleninhaber die Bezüge vorübergehend aus der Leer-
stelle zu zahlen, sind die hierdurch entstehenden Mehrausga-
ben im Rahmen der Personalausgaben der Hauptgruppe 4
(außerhalb von Ansätzen in Titelgruppen) einzusparen. 5Die
Einsparauflage gilt nicht für Leerstellen, die im Haushaltsplan
für die Durchführung gemeinsamer Berufungsverfahren der
staatlichen Hochschulen ausgewiesen sind.

(3) 1Soweit für die Wiederverwendung von Beamtinnen
und Beamten oder Richterinnen und Richtern des Landes, de-
ren Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis aufgrund
ihrer Wahl in die Volksvertretung eines Landes, in den Deut-
schen Bundestag oder in das Europäische Parlament nach
§ 69 Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 5 Abs. 1 des Abgeordne-
tengesetzes (AbgG) in der Fassung vom 21. Februar 1996
(BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 14. November 2020 (BGBl. I S. 2394), ruhen und die
nach § 69 Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 6 AbgG wieder in
das Beamten- oder Richterverhältnis zu übernehmen sind,
eine freie Planstelle ihrer früheren Besoldungsgruppe nicht
zur Verfügung steht, kann das Finanzministerium im Kapitel
der jeweiligen Dienstbehörde die hierfür erforderliche Stelle
mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ ausbringen. 2Satz 1 gilt
entsprechend für Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter des Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder aus dem Richterver-
hältnis auf Lebenszeit nach § 5 Abs. 4 NBG oder § 124 NBG
ruhen, soweit ein solches Beamtenverhältnis oder Richterver-
hältnis nach Beendigung eines Beamtenverhältnisses auf Zeit
oder auf Probe nach § 5 Abs. 1 bis 3 NBG oder § 124 NBG wie-
der auflebt. 3Die in diesen Stellen wieder verwendeten Beam-
tinnen und Beamten oder Richterinnen und Richter sind in
die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe
bei ihrer Verwaltung oder bei ihrem Gericht einzuweisen.
4Mit der Einweisung fällt die als „künftig wegfallend“ ausge-
brachte Stelle weg. 5Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Ausbringung der Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan darzustellen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden für Beamtinnen und Beamte
im Vorbereitungsdienst entsprechende Anwendung.

(6) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter unter Wegfall ihrer Bezüge zur Ausübung einer
Beschäftigung in einem anderen Rechtsverhältnis bei einem
anderen Dienstherrn oder Arbeitgeber des öffentlichen Dien-
stes oder einem privaten Arbeitgeber beurlaubt, so werden die
obersten Dienstbehörden ermächtigt, für die Beurlaubungszeit
einen förmlichen Gewährleistungsbescheid nach § 5 Abs. 1
Satz 1 des Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs in der Fas-
sung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. August 2020
(BGBl. I S. 1879), zu erteilen. 2Diese Ermächtigung umfasst
auch allgemeine Gewährleistungsentscheidungen für be-
stimmte Fallgruppen und Gewährleistungsentscheidungen
für eine Zweitbeschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber.

4. Wiederbesetzung freier Stellen

Aus Gründen des § 21 BeamtStG freie oder frei werdende
Planstellen der Besoldungsgruppe A 15 und höher dürfen erst
nach Unterrichtung des Ausschusses für Haushalt und Finan-
zen des Landtages wiederbesetzt werden, soweit dieser nicht
darauf verzichtet hat oder verzichtet.

5. Umwandlung der Stellen für Schulleiterinnen und Schul-
leiter oder deren Vertreterinnen und Vertreter bei sinken-
den Schülerzahlen

1Sind oder werden im Bereich des Einzelplans 07 Stellen
der Schulleiterinnen und Schulleiter oder ihrer Vertreterin-
nen oder Vertreter frei und ist die Zahl der Schülerinnen und
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Schüler an dieser Schule so weit zurückgegangen, dass das
der bisherigen Stelleninhaberin oder dem bisherigen Stellen-
inhaber übertragen gewesene Amt zu hoch eingestuft war, so
sind sie in Stellen umzuwandeln, die dem Amt entsprechen,
das den künftigen Stelleninhaberinnen oder Stelleninhabern
nach den besoldungsrechtlich maßgebenden Schülerzahlen
zu übertragen ist. 2Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn begrün-
dete Aussicht besteht, dass die Schülerzahl an der Schule den
Schwellenwert innerhalb von drei Jahren voraussichtlich wie-
der übersteigen wird. 3In Fällen, in denen die Schülerzahl so
weit gesunken ist, dass die Funktion der Stellvertreterin oder
des Stellvertreters einer Schulleiterin oder eines Schulleiters
besoldungsrechtlich kein herausgehobenes Amt mehr trägt,
ist die frei werdende Stelle in eine dem Einstiegsamt, das ge-
mäß § 5 NLVO-Bildung der Lehrbefähigung für das Lehramt
der jeweiligen Schulform zugeordnet ist, entsprechende Stelle
umzuwandeln; Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

6. Wegfall- und Umwandlungsvermerke

Ausnahmen von § 47 LHO bedürfen der Einwilligung des
Finanzministeriums.
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Haushaltsbegleitgesetz 2021

Vom 10. Dezember 2020

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den Finanzausgleich

§ 24 Abs. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den Fi-
nanzausgleich in der Fassung vom 14. September 2007 (Nds.
GVBl. S. 466), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Septem-
ber 2020 (Nds. GVBl. S. 288), wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Jahreszahl „2020“ durch die Jahres-
zahl „2021“ und die Zahl „148 000 000“ durch die Zahl
„173 000 000“ ersetzt.

2. In Satz 2 werden nach dem Wort „Flüchtlinge“ die Worte
„sowie zur anteiligen Finanzierung der Umsetzung des
Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ eingefügt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes zur Umsetzung
des „Niedersächsischen Weges“ im Naturschutz-,

Gewässerschutz- und Waldrecht

Das Gesetz zur Umsetzung des „Niedersächsischen Weges“
im Naturschutz-, Gewässerschutz- und Waldrecht vom 11. No-
vember 2020 (Nds. GVBl. S. 451) wird wie folgt geändert:

1. Artikel 5 wird gestrichen.

2. Artikel 10 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen 
Finanzverteilungsgesetzes

Das Niedersächsische Finanzverteilungsgesetz in der Fas-
sung vom 13. September 2007 (Nds. GVBl. S. 461), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019
(Nds. GVBl. S. 300), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 6 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 7 wird das Wort „und“ angefügt.

c) Es wird die folgende Nummer 8 eingefügt:

„8. ab dem Haushaltsjahr 2021 für kreisfreie Städte
54,91 Euro und für Landkreise 61,90 Euro“.

2. § 4 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Sie erhalten, soweit ihnen die Aufgaben der unteren
Naturschutzbehörden übertragen sind, für den Aus-
gleich der im Zuge der Umsetzung der Vereinbarung
,Der Niedersächsische Weg‘ neu zugewiesenen Aufga-
ben auf dem Gebiet des Naturschutzrechts jährlich
weitere 4 900 000 Euro.“

3. In § 8 Abs. 2 werden die Worte „ein Drittel“ durch die An-
gabe „40 vom Hundert“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen
Besoldungsgesetzes

Das Niedersächsische Besoldungsgesetz vom 20. Dezember
2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Mai 2020 (Nds. GVBl. S. 116),
wird wie folgt geändert:

1. Anlage 1 (zu § 5 Abs. 3, §§ 22, 23 Abs. 3 sowie den §§ 37
und 39) wird wie folgt geändert:

a) In der Besoldungsgruppe A 10 werden bei dem Amt „Ober-
inspektorin, Oberinspektor“ das Fußnotenzeichen „6)“
und nach der Fußnote 5 die folgende Fußnote 6 ange-
fügt:

„6) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 der
Fachrichtung Allgemeine Dienste, wenn die Lauf-
bahnbefähigung auf einem Hochschulstudium der
Verwaltungsinformatik, der Informatik oder in ei-
nem naturwissenschaftlichen Studiengang mit in-
formationstechnischer oder kommunikationstech-
nischer Prägung in Verbindung mit einer hieran an-
knüpfenden beruflichen Tätigkeit beruht.“

b) In der Besoldungsgruppe A 13 werden bei dem Amt
„Förderschullehrerin, Förderschullehrer“ bei dem
Funktionszusatz „— als Leiterin oder Leiter“ bei dem
Zusatz „— des Hauptschulzweigs mit einer Schüler-
zahl von 181 bis 360 an einer Kooperativen Gesamt-
schule,“ die Zahl „181“ durch die Zahl „131“ ersetzt
und bei dem Zusatz „— einer Grundschule, Haupt-
schule oder Grund- und Hauptschule mit einer Schü-
lerzahl von 81 bis 180,“ die Worte „von 81“ gestrichen.

2. In der Anlage 2 (zu § 5 Abs. 3, § 22 Abs. 1 und § 37) wird
die Besoldungsgruppe B 2 wie folgt geändert:

a) Es wird das Amt „Geschäftsführerin, Geschäftsführer
des Logistik Zentrums Niedersachsen“ eingefügt.

b) Es wird das Amt „Geschäftsbereichsleiterin, Geschäfts-
bereichsleiter des Landesbetriebes IT.Niedersachsen“
eingefügt.

c) Das Amt „Stellvertretende Geschäftsführerin, stellver-
tretender Geschäftsführer des Landesbetriebes IT.Nie-
dersachsen“ wird gestrichen.

Artikel 5

Änderung der Niedersächsischen 
Landeshaushaltsordnung

Die Niedersächsische Landeshaushaltsordnung in der Fas-
sung vom 30. April 2001 (Nds. GVBl. S. 276), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. November 2019 (Nds.
GVBl. S. 354), wird wie folgt geändert:

1. In § 17 Abs. 6 wird das Wort „beamteten“ durch das Wort
„richterlichen“ ersetzt.

2. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.

3. In § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. aa werden die
Worte „beamteten und“ gestrichen und die Worte „Vergü-
tungen der Angestellten, Löhne der Arbeiterinnen und Ar-
beiter“ durch die Worte „Entgelte der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer“ ersetzt.

4. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3.

5. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

6. In § 52 Satz 4 werden die Worte „Angestellte sowie Arbei-
terinnen und Arbeiter“ durch die Worte „Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer“ ersetzt.

7. § 117 wird gestrichen.
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Artikel 6

Änderung des Gesetzes über das Klinische 
Krebsregister Niedersachsen

Das Gesetz über das Klinische Krebsregister Niedersachsen
vom 25. September 2017 (Nds. GVBl. S. 340) wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Landesspezifische Daten sind die über die Basisda-
ten hinausgehenden, landesrechtlich in der Verordnung
nach § 30 Nr. 2 vorgesehenen Daten, deren Erhebung und
Übermittlung an das KKN für die Beobachtung und Erfor-
schung von Krebserkrankungen sowie für die Verbesse-
rung der onkologischen Versorgung im Sinne des § 65 c
Abs. 1 SGB V erforderlich sind.“

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 5 wird das Wort „Nummern“
durch das Wort „Nummer“ ersetzt.

bbb) Es wird die folgende neue Nummer 6 einge-
fügt:

„6. Befund, der ergibt, dass keine Änderung
der Therapie erforderlich ist oder Tu-
morfreiheit vorliegt,“.

ccc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7.

bb) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt:

„3Die Meldepflicht nach Satz 1 Nr. 6 wird nur
durch einen Befund ausgelöst, bei dem Art und
Umfang seiner Erhebung die Gewähr dafür bieten,
dass Daten erhoben werden, die besondere Aussa-
gekraft für die Beurteilung der Wirksamkeit einer
Krebsbehandlung haben. 4Dies ist der Fall, wenn
der Befund im Rahmen einer Nachsorgeuntersu-
chung gemäß der Onkologischen Leitlinie für die
jeweilige Krebsart innerhalb des Leitlinienpro-
gramms Onkologie der Arbeitsgemeinschaft der
Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaf-
ten e. V., der Deutschen Krebsgesellschaft e. V. und
der Deutschen Krebshilfe, im Internet veröffent-
licht unter www.leitlinienprogramm-onkologie.de,
erhoben wird und den Anforderungen der jeweili-
gen Leitlinie entspricht.“

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe „Nrn. 1 bis 6“ gestri-
chen.

3. In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Nutzer“ ein
Komma und die Worte „wenn nicht ein Fall des § 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 6 vorliegt, nur“ eingefügt.

4. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. landesspezifische Daten (§ 3 Abs. 7),“.

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa) Buchstabe c wird gestrichen.

bb) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c.

Artikel 7

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur 
Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs 

und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes

§ 4 Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung
des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs und des § 6 b des
Bundeskindergeldgesetzes vom 16. September 2004 (Nds. GVBl.

S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Juli 2020 (Nds.
GVBl. S. 211), wird wie folgt geändert:

1. Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Darüber hinaus erhalten die in Satz 1 genannten kom-
munalen Träger einen Ausgleich für die Zweckausgaben
für die in Satz 1 genannten Leistungen nach Maßgabe der
Sätze 4 bis 10.“

2. In Satz 6 wird die Zahl „ 0,5“ durch die Zahl „0,05“ ersetzt.

3. In Satz 7 werden in Halbsatz 1 die Zahl „0,5“ durch die
Zahl „0,05“ ersetzt und in Halbsatz 2 die Worte „auf das“
gestrichen sowie die Worte „folgenden Monat“ durch die
Worte „rückwirkend zum 1. Januar des laufenden Jahres“
ersetzt.

4. Satz 8 erhält folgende Fassung:

„8Aus den in Satz 1 genannten Bundesmitteln, die dem
Land für das betreffende Jahr endgültig zugewiesen wer-
den, werden vorab die nach Absatz 4 Satz 1 gemeldeten
Zweckausgaben für die Leistungen nach § 6 b BKGG des
abgeschlossenen Vorjahres ausgeglichen, soweit diese Aus-
gaben notwendig waren, sobald die Mitteilung des Landes
Niedersachsen nach § 46 Abs. 11 Satz 5 SGB II an das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales erfolgt ist.“

5. Es werden die folgenden Sätze 9 bis 11 angefügt:

„9Die nach Absatz 4 Satz 1 gemeldeten Zweckausgaben für
die Leistungen nach § 28 SGB II des abgeschlossenen Vor-
jahres werden ausgeglichen, indem die in Satz 1 genann-
ten Bundesmittel, die dem Land für das betreffende Jahr
endgültig zugewiesen werden, nach Abzug des Betrages
nach Satz 8 in dem Verhältnis an die in Satz 1 genannten
kommunalen Träger verteilt werden, das ihrem jeweiligen
Anteil an den nach Absatz 4 Satz 1 insgesamt gemeldeten
Zweckausgaben für die Leistungen nach § 28 SGB II ent-
spricht. 10Die Abschlagszahlungen nach den Sätzen 4 bis 7
sind mit den Zahlungen nach den Sätzen 8 und 9 zu ver-
rechnen. 11Die Sätze 3 bis 10 in der ab dem 1. Januar 2021
geltenden Fassung finden erstmals auf das Abrechnungs-
jahr 2021 Anwendung; auf die Abrechnungsjahre bis ein-
schließlich 2020 sind die bis zum 31. Dezember 2020
geltenden Vorschriften mit der Maßgabe weiter anzuwen-
den, dass ein Ausgleich von Unterschiedsbeträgen zwi-
schen den Abschlagszahlungen und den Zweckausgaben
für die Aufgaben nach § 28 SGB II bezogen auf das Ab-
rechnungsjahr 2020 nicht mehr stattfindet.“

Artikel 8

Änderung des Gesetzes über 
Tageseinrichtungen für Kinder

Das Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder in der Fassung
vom 7. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 57), zuletzt geändert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBl.
S. 300), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 4 Satz 1 wird die Jahreszahl „2020“ durch die
Jahreszahl „2025“ ersetzt.

2. § 16 a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „54“ durch die Zahl
„56“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl „2,6“ durch die Zahl
„2,8“ ersetzt.

3. § 16 b Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird die Zahl „0,15“ durch die Zahl
„0,05“ ersetzt.

b) In Nummer 3 wird die Zahl „0,2“ durch die Zahl „0,1“
ersetzt.

4. In § 23 Abs. 4 Satz 2 wird die Jahreszahl „2020“ durch die
Jahreszahl „2025“ ersetzt.
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Artikel 9

Änderung des Gesetzes über ein Sonderprogramm 
zur Wirtschaftsförderung des Landes Niedersachsen

Das Gesetz über ein Sonderprogramm zur Wirtschaftsförde-
rung des Landes Niedersachsen in der Fassung vom 16. Okto-
ber 1997 (Nds. GVBl. S. 431), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 236), wird wie
folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 8 wird der Punkt durch ein Se-
mikolon ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 9 angefügt:

„9. sonstige Maßnahmen, die dem Schutz von Natur,
Arten oder Gewässern oder der natürlichen Le-
bensgrundlagen dienen.“

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und 3 Satz 1 und § 4 Abs. 1
Satz 2 Halbsatz 2, Satz 4 Halbsatz 2 und Satz 5 Halbsatz 2,
Abs. 2 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Angabe „Abs. 1“ ge-
strichen.

3. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Verwaltung

1Das Sondervermögen wird vom Fachministerium ver-
waltet. 2Dieses kann die Verwaltung ganz oder teilweise
auf andere Landesdienststellen oder die Investitions- und
Förderbank Niedersachsen übertragen. 3Soweit die Ver-
waltung des Sondervermögens hinsichtlich einer Förde-
rung von Maßnahmen nach § 2 Nrn. 6 bis 9 auch eine
Aufgabe nach § 2 Abs. 6 des Gesetzes über die Landwirt-
schaftskammer Niedersachsen darstellt, bleibt die Mög-
lichkeit, solche Aufgaben nach jener Vorschrift durch
Verordnung auf die Landwirtschaftskammer Niedersach-
sen zu übertragen, unberührt.“

Artikel 10

Änderung des Niedersächsischen
Wassergesetzes

Die Anlage 2 (zu § 22 Abs. 1) des Niedersächsischen Was-
sergesetzes vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. November
2020 (Nds. GVBl. S. 451), erhält folgende Fassung:

„Anlage 2
(zu § 22 Abs. 1)

Verzeichnis der Gebühren für Wasserentnahmen

Artikel 11

Änderung des Niedersächsischen
Hochschulgesetzes

Das Niedersächsische Hochschulgesetz in der Fassung vom
26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 11. September 2019 (Nds. GVBl. S. 261), wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 14 Abs. 2 wird der folgende Satz 5 angefügt:

„5Über die Sätze 1 bis 4 hinaus kann die Hochschule mit
Zustimmung des Fachministeriums die Gebühren und
Entgelte nach § 13 für alle Studierenden oder bestimmte
Gruppen von Studierenden ganz oder teilweise erlassen,
soweit dies wegen der Auswirkungen

1. einer festgestellten epidemischen Lage von nationaler
Tragweite,

2. einer festgestellten epidemischen Lage von landeswei-
ter Tragweite,

3. eines festgestellten Katastrophenfalls oder

4. einer sonstigen besonderen Lage, aufgrund derer Studi-
um und Lehre an der Hochschule mindestens für einen
überwiegenden Teil des Semesters oder Trimesters nur
eingeschränkt oder nicht möglich sind,

der Billigkeit entspricht.“

2. Dem § 72 wird der folgende Absatz 16 angefügt:

„(16) 1Für im Sommersemester 2020, Wintersemester
2020/2021 oder Sommersemester 2021 immatrikulierte
und nicht beurlaubte Studierende gilt eine um ein Semes-
ter verlängerte individuelle Regelstudienzeit. 2Bei einer
Einteilung des Studienjahres in Trimester ist Satz 1 ent-
sprechend anzuwenden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht
für Studierende, auf die nach dem Recht eines anderen
Landes bereits eine vergleichbare Regelung angewendet
worden ist, durch die die individuelle Regelstudienzeit im
genannten Zeitraum entsprechend verlängert wurde. 4§ 14
Abs. 2 bleibt unberührt.“

Artikel 12

Änderung des Niedersächsischen
Nahverkehrsgesetzes

§ 9 des Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes vom 28. Juni
1995 (Nds. GVBl. S. 180), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 236), wird wie folgt
geändert:

1. In Absatz 1 Satz 1 werden nach der Jahreszahl „2020“ die
Worte „und im Jahr 2021“ eingefügt.

2. In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Sonderfinanz-
hilfe“ die Worte „für das Jahr 2020“ und nach der Jahres-
zahl „2021“ die Worte „sowie der Sonderfinanzhilfe für
das Jahr 2021 spätestens bis zum 30. September 2022“ ein-
gefügt.

3. Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) 1Zur Finanzierung von zusätzlichen Maßnahmen
und Investitionen im Zusammenhang mit dem Ausbruch
von COVID-19, mit denen, insbesondere im Hinblick auf
die Schülerbeförderung, im straßengebundenen öffentli-
chen Personennahverkehr Platzkapazitäten ausgeweitet
oder besser ausgenutzt werden, zusätzliche Beförderungs-
leistungen angeboten werden oder der Infektionsschutz
für die Fahrgäste verbessert wird, erhalten die kommuna-
len Aufgabenträger (§ 4 Abs. 1 Nrn. 1 und 3) eine weitere
Sonderfinanzhilfe aus vom Land bereitgestellten Finanz-
mitteln in Höhe von bis zu 30 000 000 Euro, soweit die
entsprechenden Kosten für den Zeitraum vom 26. Oktober
2020 bis zum 31. Dezember 2021 entstanden sind oder
entstehen. 2Die weitere Sonderfinanzhilfe ist von den Auf-
gabenträgern für die Zwecke nach Satz 1 zu verwenden;
eine andere Verwendung ist nicht zulässig. 3Bei der Ver-
wendung sind die Vorgaben des Beihilferechts der Euro-

Nr. Verwendungszweck Gebührensatz
(Euro je Kubikmeter)

1. Öffentliche Wasserversorgung 0,15

2. Entnehmen und Ableiten von
Wasser aus oberirdischen Gewässern

2.1 zur Kühlung 0,026

2.2 zur Beregnung und Berieselung 0,014

2.3 zu sonstigen Zwecken 0,060

3. Entnehmen, Zutagefördern,
Zutageleiten und Ableiten von 
Grundwasser

3.1 zur Wasserhaltung 0,074

3.2 zur Kühlung 0,074

3.3 zur Beregnung und Berieselung 0,014

3.4 zur Fischhaltung 0,008

3.5 zu sonstigen Zwecken 0,18“.
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päischen Union sowie der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
zu beachten. 4Die Höhe der den einzelnen Aufgabenträ-
gern insgesamt höchstens zustehenden weiteren Sonderfi-
nanzhilfe ergibt sich aus der Verteilung des Betrages nach
Satz 1 zu zwei Dritteln nach den Flächenanteilen und zu
einem Drittel nach dem Verhältnis der Einwohnerzahlen;
§ 7 Abs. 6 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass Aus-
gangspunkt der Berechnungen der 26. Oktober 2020 ist.
5Ein Anspruch auf diese weitere Sonderfinanzhilfe besteht
nur, soweit beim jeweiligen Aufgabenträger ein tatsächli-
cher Bedarf für die Finanzierung von Maßnahmen oder In-
vestitionen nach Satz 1 besteht; die Auszahlung erfolgt zu-
nächst vorläufig auf Grundlage der von einem Aufgaben-
träger jeweils verausgabten Mittel, die das Fachministeri-
um regelmäßig in einem Abstand von längstens drei
Monaten abfragt. 6Die Aufgabenträger haben dem Land die
zweckentsprechende Verwendung der erhaltenen weite-
ren Sonderfinanzhilfe bis zum 31. Mai 2022 nachzuwei-
sen. 7Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.“

Artikel 13

Änderung des Gesetzes über das
„Sondervermögen zur Förderung von

Krankenhausinvestitionen“

Das Gesetz über das „Sondervermögen zur Förderung von
Krankenhausinvestitionen“ vom 19. Juni 2019 (Nds. GVBl.
S. 110), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 15. Juli
2020 (Nds. GVBl. S. 236), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Nr. 3 werden die Worte „§ 9 KHG, die die Vorausset-
zungen des ,Zukunftsprogramms Krankenhäuser‘ erfüllen,“
durch die Verweisung „§ 14 a KHG“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird die folgende neue Nummer 6 eingefügt:

„6. vom Land im Haushaltsjahr 2021 eine Zufüh-
rung in Höhe von 5 150 000 Euro aus dem
Sondervermögen zur Bewältigung der Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie,“.

bb) Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden Num-
mern 7 bis 9.

cc) In der neuen Nummer 7 werden die Worte „aus dem
Zukunftsprogramm Krankenhäuser‘“ durch die

Worte „nach § 14 a KHG“ ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Angabe „Nr. 6“ durch die Angabe
„Nr. 8“, die Jahreszahl „2024“ durch die Jahreszahl
„2022“ und das Wort „vier“ durch das Wort „zwei“ er-
setzt.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In den Sätzen 1 bis 3 wird jeweils die Verweisung „§ 3
Satz 1 Nr. 8“ durch die Verweisung „§ 3 Satz 1 Nr. 9“
ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Verweisung „§ 3 Satz 1 Nrn. 5 bis 7“
durch die Verweisung „§ 3 Satz 1 Nrn. 5 bis 8“ und die
Verweisung „§ 3 Satz 1 Nr. 8“ durch die Verweisung
„§ 3 Satz 1 Nr. 9“ ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Aus dem Sondervermögen werden im Haus-
haltsjahr 2021 Mittel in Höhe

a) von 10 Prozent des in § 3 Satz 1 Nr. 5 genannten Be-
trages,

b) des in § 3 Satz 1 Nr. 6 genannten Betrages sowie

c) der dem Land vom Bund zugeteilten Fördermittel
nach § 14 a KHG (§ 3 Satz 1 Nr. 7), soweit diese

vom Bund für die Förderung von Vorhaben nach
§ 14 a Abs. 2 Satz 2 KHG zugewiesen worden sind,
höchstens jedoch 10 Prozent des dem Land nach
§ 14 a Abs. 3 Satz 1 KHG zustehenden Anteils der
Fördermittel,

an den Haushalt abgeliefert. 2Diese Mittel sind im Ein-
zelplan 06 zu vereinnahmen und dort zweckentspre-
chend für die Förderung von Vorhaben nach § 14 a
Abs. 2 Satz 2 KHG zu verwenden. 3Für die Verwen-
dung der Mittel nach Satz 2 gelten die §§ 4 bis 6 und 8
dieses Gesetzes entsprechend. 4Das Nähere über die
Entscheidung des Landes, für Vorhaben nach § 14 a
Abs. 2 Satz 2 KHG beim Bund eine Förderung nach
§ 14 a KHG zu beantragen (§ 14 a Abs. 4 Satz 3 KHG),
legen das für Wissenschaft zuständige Ministerium
und das für Gesundheit zuständige Ministerium ein-
vernehmlich mit dem Ziel fest, die Höchstgrenze der
Förderung solcher Vorhaben nach § 14 a Abs. 2 Satz 3
KHG auszuschöpfen.“

Artikel 14

Änderung des Niedersächsischen
Kommunalwahlgesetzes

Das Niedersächsische Kommunalwahlgesetz in der Fassung
vom 28. Januar 2014 (Nds. GVBl. S. 35), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl.
S. 244), wird wie folgt geändert:

1. In § 28 Abs. 2 Satz 1 wird die Verweisung „§ 53 Abs. 1“
durch die Verweisung „§ 53 Abs. 1 und 3“ ersetzt.

2. In § 46 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 53 Abs. 1“
durch die Verweisung „§ 53 Abs. 1 oder 3“ ersetzt.

3. Dem § 53 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Ist die Durchführung von Versammlungen zur Be-
stimmung der Bewerberinnen und Bewerber für die allge-
meinen Neuwahlen und die allgemeinen Direktwahlen im
Jahr 2021 wegen der Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie zu einem Zeitpunkt, der näher als acht Monate vor
dem von der Landesregierung bestimmten Wahltag für die
allgemeinen Neuwahlen und allgemeinen Direktwahlen
liegt, ganz oder teilweise unmöglich, so wird das Fachmi-
nisterium ermächtigt, durch Verordnung von den Vor-
schriften über die Bestimmung der Bewerberinnen und
Bewerber abweichende Regelungen zu treffen und Abwei-
chungen der Parteien und Wählergruppen von Bestim-
mungen ihrer Satzungen zuzulassen, um die Bestimmung
der Bewerberinnen und Bewerber ohne Versammlungen
zu ermöglichen. 2Die Verordnung bedarf der Zustimmung
des Landtages. 3Durch die Verordnung nach Satz 1 können
Regelungen getroffen werden, die den Parteien und Wäh-
lergruppen für die Bestimmung der Bewerberinnen und
Bewerber eine Abweichung von den Bestimmungen dieses
Gesetzes, der Verordnung nach § 53 Abs. 1 und, sofern
eine Satzungsänderung wegen der in Satz 1 genannten
Umstände und der in diesem Gesetz und der Verordnung
nach § 53 Abs. 1 bestimmten Fristen und Termine nicht
mehr rechtzeitig möglich ist, ihrer Satzungen ermöglichen,
insbesondere,

1. um die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie
der Delegierten für die Delegiertenversammlungen un-
ter Verringerung der satzungsgemäßen Zahl der Dele-
gierten in der Delegiertenversammlung oder anstatt
durch eine Mitgliederversammlung durch eine Dele-
giertenversammlung durchführen zu können,

2. um Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen in der
Form mehrerer miteinander im Wege der elektroni-
schen Kommunikation verbundener gleichzeitiger
Teilversammlungen an verschiedenen Orten durchfüh-
ren zu können,

3. um die Wahrnehmung des Vorschlagsrechts, des Vor-
stellungsrechts und der sonstigen Mitgliederrechte mit
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Ausnahme der Schlussabstimmung über einen Wahl-
vorschlag ausschließlich oder zusätzlich im Wege elek-
tronischer Kommunikation ermöglichen zu können,

4. um die Wahl von Bewerberinnen und Bewerbern so-
wie Delegierten für die Delegiertenversammlungen im
Wege der Briefwahl oder einer Kombination aus Ur-
nenwahl und Briefwahl durchführen zu können.“

Artikel 15

Änderung des Gesetzes über das
Landesblindengeld für Zivilblinde

§ 2 des Gesetzes über das Landesblindengeld für Zivilblinde
in der Fassung vom 18. Januar 1993 (Nds. GVBl. S. 25), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 24. Oktober
2019 (Nds. GVBl. S. 300), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 wird die Zahl „375“ durch die Zahl „410“ er-
setzt.

2. In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl „187,50“ durch die Zahl
„205“ ersetzt.

Artikel 16

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten

1. Artikel 2 am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes,

2. Artikel 8 mit Wirkung vom 1. August 2020,

3. Artikel 11

a) für Universitäten und gleichgestellte Hochschulen mit
Wirkung vom 1. April 2020 und

b) für Fachhochschulen mit Wirkung vom 1. März 2020 und

4. Artikel 12 mit Wirkung vom 26. Oktober 2020

in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2020

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zum Ersten Medienänderungsstaatsvertrag

Vom 10. Dezember 2020

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 10./17. Juni 2020 unterzeichneten Ersten Staats-
vertrag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge (Erster
Medienänderungsstaatsvertrag) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage veröffentlicht.

(3) 1Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Abs. 2 Satz 1
zum 1. Januar 2021 in Kraft. 2Wird der Staatsvertrag nach sei-
nem Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos, so wird dies bis
zum 1. Februar 2021 im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt gemacht.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 10. Dezember 2020

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Anlage
(zu Artikel 1 Abs. 2)

Erster Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge

(Erster Medienänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August bis
11. September 1996, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Staats-
vertrages zur Modernisierung der Medienordnung in Deutsch-
land vom 14. bis 28. April 2020, wird wie folgt geändert:

1. In § 8 wird die Angabe „17,50“ durch die Angabe „18,36“
ersetzt.

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Angabe „71,7068“ durch die An-
gabe „70,9842“, die Angabe „25,3792“ durch die Angabe

„26,0342“ und die Angabe „2,9140“ durch die Angabe
„2,9816“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „180,84“ durch die
Angabe „195,77“ ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „1,6“ durch die Angabe „1,7“
ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 beträgt die Finanz-
ausgleichsmasse 1,8 vom Hundert des ARD-Nettobei-
tragsaufkommens.“

Artikel 2

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 geänderten Staatsver-
trages ist die dort vorgesehene Kündigungsvorschrift maßge-
bend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2020 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der
Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Konfe-
renz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Län-
der teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus
Artikel 1 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 15.06.2020 K r e t s c h m a n n 

Für den Freistaat Bayern:
München, den 16.06.2020 M. S ö d e r 

Für das Land Berlin:
Berlin, den 11.06.2020 Michael M ü l l e r 

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 10.06.2020 D. Wo i d k e 

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Bremen, den 12.06.2020 Andreas B o v e n s c h u l t e 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Hamburg, den 15.06.2020 Peter T s c h e n t s c h e r 

Für das Land Hessen:
Wiesbaden, den 10.06.2020 V. B o u f f i e r 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 17.06.2020 Manuela S c h w e s i g

Für das Land Niedersachsen:
Hannover, den 15.06.2020 Stephan W e i l 

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 14.06.2020 Armin L a s c h e t 
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Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 12.06.2020 Malu D r e y e r

Für das Saarland:
Saarbrücken, den 15.06.2020 Tobias H a n s 

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, den 16.06.2020 Michael K r e t s c h m e r 

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Magdeburg, den 16.06.2020 Dr. Reiner H a s e l o f f 

„Erklärung Sachsen-Anhalts bei der Unterzeichnung: Sachsen-Anhalt hat sich
am 12. März 2020 im Rahmen der MPK-Beschlussfassung enthalten. Diese Un-
terschrift dient dazu, die den 16 Länderparlamenten obliegende Entscheidung
zu ermöglichen.“

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, den 12.06.2020 Daniel G ü n t h e r 

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 16.06.2020 Bodo R a m e l o w
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten

auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
sowie in anderen Rechtsgebieten

Vom 7. Dezember 2020

Aufgrund

des § 5 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes über
Verordnungen und Zuständigkeiten vom 22. Oktober 2014
(Nds. GVBl. S. 291),

des § 17 Sätze 2 und 4 und des § 167 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl.
S. 44) und

des § 39 Abs. 2 Satz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes
vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 6 des Gesetzes vom 19. März 2020 (BGBl. I S. 529),

wird verordnet.

Artikel 1

Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts

sowie in anderen Rechtsgebieten

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des
Wirtschaftsrechts sowie in anderen Rechtsgebieten vom 18. No-
vember 2004 (Nds. GVBl. S. 482), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 3. Februar 2020 (Nds. GVBl. S. 23), wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden am Ende ein Komma und die Worte
„soweit in der Anlage nichts anderes bestimmt ist“ ein-
gefügt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 2 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

bb) Es werden die Worte „soweit in der Anlage nichts
anderes bestimmt ist.“ angefügt.

2. Die Anlage (zu § 1 Abs. 1) wird wie folgt geändert:

a) In den Erläuterungen zum Verzeichnis werden zu der
Abkürzung „MW“ die Worte „und Verkehr“ durch ein
Komma und die Worte „Verkehr und Digitalisierung“
ersetzt.

b) Das Verzeichnis wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Worte „Gesetz vom 17. Ok-
tober 2017 (BGBl. I S. 3562)“ durch die Worte
„Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I
S. 1403)“ ersetzt.

bb) Es wird die folgende neue Nummer 1.2 eingefügt:

cc) Die bisherigen Nummern 1.2 bis 1.17 werden
Nummern 1.3 bis 1.18.

dd) In Nummer 4.1 werden in der Spalte Maßnahme
die Worte „und Berichterstattung“ durch ein Komma
und die Worte „Berichterstattung und Prüfung“ er-
setzt.

ee) Nummer 4.4 erhält folgende Fassung:

Artikel 2

Weitere Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts

sowie in anderen Rechtsgebieten

Das Verzeichnis der Anlage (zu § 1 Abs. 1) der Verordnung
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
sowie in anderen Rechtsgebieten vom 18. November 2004
(Nds. GVBl. S. 482), zuletzt geändert durch Artikel 1 dieser
Verordnung, wird wie folgt geändert:

1. Es wird die folgende neue Nummer 1.3 eingefügt:

2. Die bisherigen Nummern 1.3 bis 1.18 werden Nummern 1.4
bis 1.19.

Artikel 3

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 am 1. Juli 2021
in Kraft.

Hannover, den 7. Dezember 2020

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l A l t h u s m a n n

„1.2 § 15
Abs. 2
Satz 1

Verhinderung
der Fortsetzung des
Betriebes eines ohne 
Zulassung betriebe-
nen (zulassungsbe-
dürftigen) Gewerbes

die nach
§ 1 Abs. 3
zuständige
Stelle“.

„4.4 Geldwäschegesetz vom 23. Juni 
2017 (BGBl. I S. 1822), zuletzt 
geändert durch Artikel 269 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I. S. 1328)
§ 50
Nr. 9

Aufsichtsbehörde
für die Verpflichteten 
nach § 2 Abs. 1 Nrn. 6, 
8, 11, 13, 14 und 16

Lk/kS“.

„1.3 § 30 
Abs. 1

Konzession für
Unternehmer von
a) Privatkranken-

anstalten,
b) Privatentbin-

dungsanstalten,
c) Privatnerven-

kliniken

Lk/kS/Region
Hannover in ihrem 
gesamten Gebiet“.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung

über die Ausbildung und Prüfung
für den Verwaltungsdienst

bei der Deutschen Rentenversicherung
in der Laufbahn der Laufbahngruppe 2
der Fachrichtung Allgemeine Dienste

Vom 2. Dezember 2020

Aufgrund des § 26 des Niedersächsischen Beamtengesetzes
vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zuletzt geändert durch
Artikel 20 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. S. 244),
wird im Benehmen mit dem Ministerium für Inneres und
Sport verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den
Verwaltungsdienst bei der Deutschen Rentenversicherung in
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allge-
meine Dienste vom 3. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 534), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 20. Juli 2015 (Nds.
GVBl. S. 160), wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Studium und die Laufbahnprüfung richten sich
nach § 8 Abs. 2 und den §§ 10 und 11 der Landesverord-
nung über die Einrichtung des Laufbahnzweiges gesetzli-
che Rentenversicherung und die Ausbildung und Prüfung
für die Laufbahn der Fachrichtung Allgemeine Dienste —

Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt — vom 5. Juni
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 313) mit der Maßgabe, dass nicht
die Deutsche Rentenversicherung Nord, sondern die Aus-
bildungsbehörde eine Durchschrift des Prüfungszeugnis-
ses erhält.“

2. § 7 erhält folgende Fassung

§ 7

Übergangsregelung

Auf die Ausbildung und Prüfung der Anwärterinnen
und Anwärter, die ihren Vorbereitungsdienst vor dem 1. Au-
gust 2020 begonnen haben, ist diese Verordnung in der vor
diesem Tag geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2020 in
Kraft.

Hannover, den 2. Dezember 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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	Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für den Verwaltungsdienst bei der Deutschen Rentenversicherung in der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Dienste




